
weil in beiden Fällen eine bewußte Entschei­
dung zur Tat vorliegt.

Bei der Feststellung des bedingten Vorsatzes 
wird immer auch zu berücksichtigen sein, in­
wiefern nicht eine „bewußte Leichtfertigkeit“ 
entsprechend § 7 StGB gegeben sein könnte. 
Die Grenzen zwischen bedingtem Vorsatz und 
bewußter Leichtfertigkeit sind zum Teil flie­
ßend. In der praktischen Wertung läuft es oft 
auf die Feststellung der Motivation des „Inkauf­
nehmens“ hinaus. Dies aber ist schwer beweis­
bar. Wenn vom objektiven Geschehen her Zwei­
fel an der Vorsätzlichkeit real begründet 
erscheinen, wird sich das Gericht für die Fahr­
lässigkeit gemäß § 7 StGB und gegen die An­
nahme eines bedingten Vorsatzes entscheiden 
müssen. Dies ergibt sich aus dem Grundsatz „in 
dubio pro reo“. Unter allen Umständen muß 
das „Sichabfinden“ bewiesen, es darf nicht le­
diglich unterstellt werden.

Der bedingte Vorsatz kann sowohl bei Er­
folgsdelikten als auch bei einfachen Begehungs­
delikten auftreten.

Ein Zeuge kennt den Sachverhalt, über den er vor 
Gericht aussagen soll, nicht genau und ist deshalb 
unsicher, ob seine Aussage wahr oder unwahr ist. 
Entschließt er sich dennoch, eine ihm möglich er­
scheinende bestimmte Variante als wahr zu be­
zeugen, um einem Freund einen Gefallen zu er­
weisen, obwohl er es auch für möglich hält, daß 
die für seinen Freund „ungünstige“ Variante wahr 
sein könnte, verwirklicht er den Tatbestand der 
vorsätzlich falschen Aussage (vgl. § 230 StGB) 
mit bedingtem Vorsatz.

4.5.5.
Die Fahrlässigkeit

4.5.5.1.
Die Fahrlässigkeit als Kriminalschuld 
und als kriminalpolitisches Problem

4.5.5.1.1.
Die Regelung der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit für Fahrlässigkeit
Die Fahrlässigkeit ist eine Schuldart besonderer 
Natur, die in Abhängigkeit von der sich in ihr 
offenbarenden sozialen Qualität des Verschul­
dens und dem Grad subjektiver Verantwor­
tungslosigkeit des Verhaltens strafrechtlich un­
terschiedliche Konsequenzen nach sich zieht. 
Sie kann in „reiner“ Form, die auf die Entschei­
dung zu einem Verhalten bezogen ist, das zwar 
objektiv allgemein rechtswidrig, aber an und für

sich nicht strafbar ist, auftreten oder als „kombi­
nierte“ Schuldart in Verbindung mit einer vor­
sätzlich begangenen Straftat, in deren Vollzug 
fahrlässig schwere Folgen herbeigeführt werden. 
Dazwischen gibt es noch weitere Kombinationen, 
bei denen eine „vorsätzliche“ schadensherbei­
führende Handlung zur Straftat wird, wenn da­
durch fahrlässig eine „Gemeingefahr“ herbeige­
führt wird. In solchen Fällen enthält bereits der 
Grundtatbestand eine Vorsatz-Fahrlässigkeits- 
Kombination.

Die „reine“ Fahrlässigkeit - deren psycholo­
gische Struktur in den §§ 7 und 8 StGB geregelt 
ist - wird vom Strafrecht der DDR nur in jenen 
Fällen, in denen dies vom Gesetz ausdrücklich 
bestimmt ist (vgl. § 5 Abs. 3 StGB), als kriminel­
les Verschulden behandelt. Derart fahrlässig be­
gangene Taten werden vom Strafrecht unabhän­
gig von der Höhe der angedrohten und 
ausgesprochenen Strafen als Vergehen behan­
delt (vgl. § 1 Abs. 2 StGB). Die Formen der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit sind breit 
gefächert. Sie können von der Übergabe der Sa­
che zur Beratung und Entscheidung an ein ge­
sellschaftliches Gericht über Strafen ohne Frei­
heitsentziehung bis zu der für schwere Verge­
hen vorgesehenen Möglichkeit reichen, Frei­
heitsstrafen bis zu zwei Jahren zu verhängen 
(vgl. § 1 Abs. 2 StGB). Diese generelle Rege­
lung, die für alle (auch vorsätzliche) Vergehen 
gilt, wird für „besonders schwere fahrlässige 
Vergehen“ dahingehend abgeändert, daß, „so­
weit gesetzlich vorgesehen“, Freiheitsstrafen bis 
zu acht Jahren zu verhängen sind.

Als Beispiel hierfür mag die fahrlässige Verursa­
chung eines Brandes gelten (vgl. § 188 StGB). Im 
ersten Absatz der Norm wird für den Normalfall 
die gesamte Breite der Möglichkeiten zur Ahn­
dung von Vergehen eröffnet. Im zweiten Absatz 
wird eine erste Variante der Erschwerung der Tat 
durch Herbeiführung des Todes oder einer schwe­
ren Körperverletzung eines Menschen, durch Ge­
fährdung einer Vielzahl von Menschen oder Ver­
ursachung eines schweren Sachschadens behan­
delt und hierfür Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 
oder Verurteilung auf Bewährung angedroht. Im 
dritten Absatz schließlich wird das „besonders 
schwere fahrlässige Vergehen“ der Verursachung 
eines Brandes beschrieben und dafür eine Frei­
heitsstrafe von einem Jahr bis zu acht Jahren an­
gedroht. Als Bedingungen, die den besonders 
schweren Fall ausmachen, werden die Verursa­
chung des Todes mehrerer Menschen, verbunden 
mit den in den Ziffern 1 und 2 des § 188 Absatz 3 
StGB genannten besonders schwerwiegenden For-
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